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Die Überalterung – unser Glück
Die Früchte der demographischen Verschiebung müssen nur geerntet werden. Dafür braucht es ein gegen oben flexibleres 
 Rentenalter und mehr Teilzeitmodelle für älteres Personal. ReineR eichenbeRgeR

Auf immer mehr Rentner kommen immer weniger 
Erwerbstätige. Deshalb plant der Bundesrat, unser 
Altersvorsorgesystem zu reformieren. Dabei will 

er unbedingt ein Sinken der Renten relativ zu den Löhnen 
verhindern. Besonders will er höhere Beitragssätze und 
höhere Mehrwertsteuern zur Subventionierung der AHV. 
Zudem will er das Referenzalter für die Pensionierung bei 
individueller Flexibilisierung bei 65 Jahren für Männer 
und Frauen vereinheitlichen. Diese Politik entspringt 
einem Denken, das die Alterung als Last sieht und neben 
dem Renten-GAU explodierende Gesundheitskosten, 
überfüllte Altersheime und nachlassende Innovations-
kraft fürchtet. Doch das ist pure Alterungsphobie und 
führt auf den Holzweg. Die höhere Abgabenlast belastet 
neben der Wirtschaft den ganzen Standort Schweiz und 
allen voran die Jungen und die Familien, die heute finan-
ziell zumeist schlechter als die Alten dastehen. Dabei ist 
es so offensichtlich, was zu tun wäre.

Schon eine einfache Überlegung zeigt, wie verquer die 
Alterungsangst ist. Wäre nämlich die Überalterung infolge 
steigender Lebenserwartung wirklich so schlimm, müsste 
umgekehrt die Verjüngung durch sinkende Lebenserwar-
tung gut sein. Doch eine sinkende Lebenserwartung wäre 
eine unvorstellbare Katastrophe, darin sind sich alle einig. 
Folglich sollten wir die stereotypen Schreckens szenarien 
hinterfragen. Und dann zeigt sich: Die zunehmende Alte-
rung der Gesellschaft ist unser Glück.

Alterung steigert das Leistungspotenzial
Die Menschen werden nicht älter und kränker, sondern 
sie werden älter, weil sie immer gesünder werden. Wie die 
moderne Altersforschung zeigt, nimmt mit steigender 
 Lebenserwartung die Zeit zu, in der Menschen produktiv 
tätig sein können, während die gesellschaftlich weniger 
produktive Zeit – die Jugendjahre und die paar Jahre vor 
dem Tod – in etwa konstant bleibt. Folglich nimmt die 
reale Alterslast ab, nicht zu. Prognostiker, die eine Zu-
nahme der Alterslast voraussagen, definieren «alt» als 
über 65-jährig und gehen davon aus, dass die «Alten» 
nicht mehr erwerbstätig sind. Damit werden die ganzen 
pessimistischen Voraussagen per Annahme eingeführt. 
Doch das Leistungspotenzial der «Alten» ist riesig. Das 
 illustrieren die vielen über 65-jährigen Selbständigerwer-
benden, Verwaltungsräte, engagierten Grosseltern, Dau-
ertouristen und berühmten Investoren genauso wie die 
zahlreichen «alten» Präsidenten, Senatoren und Verfas-
sungsrichter auf der ganzen Welt.

Die Früchte des gesellschaftlichen Alterungsprozesses 
müssen nur geerntet werden. Die «Alten» müssen Mög-
lichkeiten haben, ihre stetig zunehmende Produktivität 
auch auszuleben. Dafür braucht es ein gegen oben flexi-
bilisiertes Rentenalter, die Institutionalisierung von Teil-
zeitmodellen für ältere Arbeitnehmer und entsprechende 
Anreize. Skeptiker wenden gegen längere Lebensarbeits-
zeiten oft ein, die Alten nähmen den Jungen die Arbeits-

plätze weg. Doch das ist falsch. Die ganze Alterungs-
diskussion dreht sich ja gerade darum, dass die Arbeits-
kräfte in Zukunft noch knapper werden. Zudem ist die 
Arbeitsmenge nicht begrenzt. Wenn die Alten ihr Einkom-
men ausgeben, schafft ihre Nachfrage neue Arbeitsplätze. 
Wenn sie es nicht ausgeben, umso besser, denn ihre 
 uneingeforderten Konsumansprüche werden via sin-
kende Preise an die konsumwilligen Jungen weitergelei-
tet, die so ein arbeitsfreies Zusatzeinkommen beziehen – 
ganz wie im Schlaraffenland.

Oft wird auch behauptet, die Alten seien körperlich 
und geistig ausgebrannt und fänden keine Stellen. Doch 
das gilt nur für die wenigsten Berufe. Wenn Ältere bei der 
Stellensuche Schwierigkeiten haben, liegt das zumeist am 

wegen anstehender Zwangspensionierung eng begrenz-
ten Zeithorizont des angestrebten Arbeitsverhältnisses 
sowie an den hohen Lohnkosten für Ältere infolge Senio-
ritätslohnprinzips und verschiedener Pensionskassen-
vorschriften. Auch die oft beklagte sinkende Anpassungs-
fähigkeit im Alter hängt vor allem mit der bevorstehenden 
Pensionierung zusammen, nicht mit dem Alter. Einige 
Jahre vor der Pensionierung lohnt es sich weder für die 
Arbeitnehmer selbst noch für ihre Arbeitgeber und 
Arbeitskollegen, in ihre Fähigkeiten zu investieren. Aber 
das gilt unabhängig davon, ob sie mit 65, 60 oder 50 pen-
sioniert werden. Umgekehrt würde die Produktivität vie-
ler älterer Mitarbeiter steigen, wenn das Pensionierungs-
alter erhöht oder gegen oben flexibilisiert würde. 

Die Alterung der Gesellschaft folgt auch daraus, dass die 
Geburtsjahrgänge heute rund 30% kleiner sind als in den 
Sechzigerjahren. Doch das dürfte um 2040, wenn die gros-
sen Jahrgänge in Pension sind und die starr definierte Al-
tersquote ihren Höchststand erreicht hat, nur kleinere Pro-
bleme verursachen. Neben der Flexibilisierung des Pen-
sionsalters hilft das Wirtschaftswachstum. Das Einkom-
men pro Beschäftigten wird bis 2040 selbst bei moderatem 
jährlichem Wachstum von 1 bis 1,5% um 30 bis 40% stei-
gen, sodass die Rentner dann selbst bei deutlich niedrige-
ren Renten relativ zu den Löhnen viel besser dastehen als 
heutige Rentner. Zudem werden die Vermögen bis dann 
weiter steigen, und das ist stark in den Händen der Älteren 
konzentriert. Für normale Rentner von 2030 oder 2040 ist 
eine Renteneinbusse also mehr als zumutbar.

Welche politischen Empfehlungen folgen aus der Ein-
sicht, dass die Alterung unser Glück ist? Die Früchte dieser 

grossartigen Entwicklung können nur geerntet werden, 
wenn die Lebensarbeitszeit im Durchschnitt deutlich 
steigt, individuell möglichst flexibel ist sowie neue Lösun-
gen für die Erwerbsarbeit im Alter gefunden werden. 

Wir müssen die Lohnsysteme dem neuen Verlauf der 
Produktivität über die Lebenszeit anpassen und institu-
tionelle Hindernisse für die Einstellung älterer Arbeitneh-
mer beseitigen. Den leistungsfähigen Rentnern müssen 
Anreize geboten werden, um weiterzuarbeiten – etwa 
 indem die Steuersätze auf Arbeitseinkommen ab dem 
 offiziellen Rentenalter gesenkt werden. Wegen der nega-
tiven Auswirkungen von Zwangsmassnahmen sollte es 
dem Einzelnen überlassen werden, wie lange er arbeiten 
will. Je flexibler und individueller das Pensionierungsalter 
ist, desto weniger werden die Alten im Arbeitsmarkt pau-
schal diskriminiert und desto stärker lohnt es sich für die 
Arbeitgeber und die Arbeitskollegen, weiterhin in die Pro-
duktivität älterer Mitarbeiter zu investieren.

Erfolgsrezept: Wahlfreiheit und Anreize
Zudem sollte es jedem Einzelnen überlassen werden, wie 
viel Rentenluxus er sich über den Minimalstandard hin-
aus leisten will. In Zukunft ist die Idee eines staatlichen 
Rentenstandards sowieso hinfällig. Zum einen bringt 
schon der Übergang zum Beitragsprimat eine Individua-
lisierung. Zum anderen wächst die Zahl derjenigen 
schnell, die einen Teil ihres Erwachsenenlebens im Aus-
land verbringen, deshalb nicht ausschliesslich nach dem 
Schweizer System einzahlen und folglich nur eine ver-
kürzte schweizerische Rente, aber zusätzlich auch eine 
ausländische Teilrente haben. Deshalb sollte der Bundes-
rat – gerade auch angesichts der von ihm selbst vertrete-
nen Personenfreizügigkeit – nicht versuchen, das alte 
überkommene System zu zementieren. Vielmehr sollte er 
es dringend an die modernen Bedürfnisse anpassen.

Natürlich funktioniert die Alterssicherung nach dem 
Kapitaldeckungsverfahren nur gut bei anständigen Real-
renditen. Diese hängen langfristig viel weniger von der 
aktuellen Lage an den Finanzmärkten ab, als oft behaup-
tet wird. Über längere Zeiträume werden sie v. a. von der 
wirtschaftlichen Expansion und der Produktivitätssteige-
rung dank technischem Fortschritt geprägt und betragen 
für «risikolose» Anlagen wie Schulden stabiler Staaten 1 
bis 2%. Deshalb sollte sich der Bundesrat viel dezidierter 
dafür einsetzen, dass endlich die zu hohen Verwaltungs-
kostensätze der Versicherer sinken und die zu niedrigen 
Aktienanteile in den Pensionskassenanlagen steigen kön-
nen, denn Aktien liefern langfristig weit höheren Ertrag 
als Staatspapiere, obwohl sie bei richtiger Diversifizierung 
des Portefeuilles kaum grössere Risiken bringen.

Reiner Eichenberger ist Leiter des Seminars für Finanz-
wissenschaft der Universität Freiburg i.Üe. und Mitglied 
des Center for Studies in Public Sector Economics der 
 Universitäten Bern, Neuenburg und Freiburg.

«Die ‹Alten› müssen Mög-
lichkeiten haben, ihre 
 stetig zunehmende Pro-
duktivität auszuleben.»

Ein Parlament soll diskutieren und debat
tieren. Allerdings kann der Rede biswei-
len auch zu viel sein. Das gilt etwa, wenn 
sich im Nationalrat über 70 Votanten (!) 
zu Wort melden – zu einem Geschäft, in 
dem es nichts zu entscheiden gibt (es 
wird nur eine Parole gefasst) und in dem 
die Meinungen schon längst gemacht 
waren. Da geht es nicht mehr um die Sa-
che, sondern nur darum, sich der eige-
nen Klientel mit markigen Worten als 
entscheidfreudiger Politiker zu präsen-
tieren. So geschehen in der Behandlung 
der gewerkschaftlichen Volksinitiative 
«Für den Schutz fairer Löhne (Mindest-
lohninitiative)» durch den Nationalrat. 
Nach rekordverdächtig langer Debatte 
vertagte der Rat den Entscheid wegen 
Zeitmangel auf kommende Woche.

Die Initiative verlangt einen flächen
deckenden, gesetzlichen und gesamt
schweizerisch gültigen Mindestlohn von 
22 Fr. je Stunde für alle Arbeitnehmer, 
entsprechend rund 4000 Fr. pro Monat. 
In der Debatte zeigten sich die klassi-
schen Trennlinien zwischen links und 
bürgerlich. Neue Argumente musste 
man mit der Lupe suchen, es wurde 
mehr Luft umgesetzt als Inhalt präsen-
tiert. Die Linke stellt sich hinter die Ini-
tiative: Armut sei ein Skandal, und jeder-
mann müsse vom Lohn seiner Arbeit le-
ben können. Die bürgerliche Seite setzt 
sich gegen ein staatliches Lohndiktat zur 
Wehr. Sie sieht die unternehmerische 

Freiheit sowie die Sozialpartnerschaft 
gefährdet, und sie fürchtet als Folge der 
Initiative mehr Arbeitslose.

Das viel gerühmte Schweizer Modell ist 
sehr erfolgreich. Es stützt sich auf einen 
liberalen, flexiblen Arbeitsmarkt, in dem 
die Löhne auf privater Basis und diffe-
renziert nach Unternehmen, Branchen 
und Regionen ausgehandelt werden. 
Die Resultate sind überzeugend: Die 
 Beschäftigung ist sehr hoch, die Arbeits-
losenrate niedrig. Die Löhne und damit 
der durchschnittliche Wohlstand liegen 
international weit über dem Durch-
schnitt, und die Armut hat – glücklicher-
weise – an einem kleinen Ort Platz. 
Einen begründeten Handlungsbedarf 
gibt es in dieser Sache nicht. 

Die von den Initianten angestrebte 
Regelung wäre pauschal und nähme 
 keinerlei Rücksicht, weder auf bran-
chenspezifische noch regionale Unter-
schiede. Neben der Einschränkung der 
unternehmerischen Freiheit würde die 
Initiative zu erheblichen Mehrkosten 
führen und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft schädigen. Gleichzeitig 
entstünde ein mächtiger Anreiz, schlecht 
bezahlte Jobs auszulagern oder wegzu-
rationalisieren. Ein Ja zur Initiative 
würde mehr Schaden anrichten als Nut-
zen stiften, es würden mehr Probleme 
geschaffen als gelöst. Das sieht auch der 
Nationalrat so. Er dürfte die Initiative 
ohne Gegenvorschlag ablehnen.

Mehr Schaden als Nutzen
PeteR MoRf Bundesrat und Ständerat wollen nichts von der Mindestlohn-
initiative wissen. Auch der Nationalrat dürfte sie ablehnen.

Die wiedergegründete Partei von Ex-Pre-
mier und seit Mittwoch auch Ex-Senator 
Silvio Berlusconi, Forza Italia, setzt naht-
los dort an, wo Vorgänger Popolo della 
 Libertà (PDL) aufgehört hatte: beim Ver-
such, die Regierung Letta zu stürzen. Die 
Berlusconi-Getreuen aus der untergegan-
genen PDL haben das Budget 2014 abge-
lehnt und sich nach der formellen Tren-
nung auch tätig vom Lager Angelino 
 Alfanos, Ex-Parteisekretär der PDL und 
Ex-Zögling Berlusconis, verabschiedet.

Einen Tag nach dem Senatsausschluss 
Berlusconis am Mittwoch sind Vertreter 
von Forza Italia bei Staatspräsident Gior-
gio Napolitano mit dem Begehren vorstel-
lig geworden, er möge eine Regierungs-
krise einleiten. Premier Enrico Letta müsse 
sein Mandat niederlegen. Dieses habe er 
im Rahmen der von der PDL  gestützten 
Koalition erhalten, die Ver abschiedung 
des Budgets 2014 könne ein Vertrauensvo-
tum nicht ersetzen. Es brauche «einen Akt 
der Diskontinuität».

Wahlkampf ohne Wahlen
Es werde einen «Übergangsakt» geben, 
verlautete darauf aus dem Quirinal; Napo-
litano werde Letta am Montag sehen. 
 Sogleich liess die Regierung wissen, sie 
werde aus diesem «Übergangsakt» aber-
mals gestärkt hervorgehen. Von Vertrau-
ensabstimmung wollte niemand reden. 
Eines dürfte indes klar sein: Napolitano 
hat keinerlei Absicht, die Regierung Letta 
für beendet zu erklären. Dazu kommt, 

dass das Budget 2014 von einer breiten 
Mehrheit getragen wurde, derselben, die 
Letta weiterhin stützen dürfte.

Berlusconi liess sich derweil auf der 
Strasse als Märtyrer und Opfer einer poli-
tisierten Justiz feiern. Ebenso reflexartig 
lancierte er den – je nach Gusto inexisten-
ten oder eben permanenten – Wahlkampf. 
Doch mit der Neugründung von Forza 
 Italia (mit ihr hatte er Anfang Neunziger-
jahre die Invasion des Politikspielfelds 
 gestartet) versucht er vergeblich, an die 
Kampflaune von damals anzuknüpfen. 
Die Hochstimmung dürfte sich bald am 
Boden der Realität erden. 

Berlusconi ist politisch am Ende. Das 
Urteil im Fall Mediaset verbietet es ihm für 
mindestens sechs Jahre, ein politisches 
Amt zu bekleiden. Weitere Prozesse mit 
ähnlichem Strafmass stehen vor dem 
 Abschluss. Am Freitag gab die Mailänder 
Staatsanwaltschaft bekannt, im Prozess 
Ruby, in dem Berlusconi wegen Amts-
missbrauchs und Kinderprostitution vor 
Gericht steht, nun auch wegen Beste-
chung von Zeugen zu ermitteln. Und als 
Strippenzieher ist er zu durchschaut, um 
im Hintergrund graue Eminenz zu spie-
len. Für einen wie Berlusconi gibt es kei-
nen Hintergrund mehr.

Berlusconi ist nicht nur unwählbar 
 geworden, sein politisches Substrat ist 
 womöglich dezimiert. Im Oktober hatten 
Berlusconis Minister in der Regierung 
Letta, angeführt von Alfano, ihrem Patriar-
chen die Gefolgschaft verweigert, als er sie  
aufrief, Letta zu stürzen. Im römischen Se-

natsdrama der vergangenen Monate war 
das der Anfang vom Ende Berlusconis. 
Der Polit-Cäsar war von seinem politi-
schen Adoptivsohn ans Messer geliefert 
worden. Alfano hat sich danach geweigert, 
Berlusconi in die Neugründung von Forza 
Italia zu folgen. Nach dem Vatermord – so 
nannten die italienischen Zeitungen die 
Abkehr des Schützlings – also auch keine 
Heimkehr des verlorenen Sohnes.

An rechten Rand verdrängt
Stattdessen haben Alfano sowie Dutzende 
Senatoren und Abgeordnete die Bewe-
gung Nuovo Centrodestra gegründet – 
Neue Mitte-rechts-Partei. So uninspiriert 
der Name klingt, so richtig ist er: Links von 
Forza Italia hat sich eine politische Kraft 
eingemittet, die den Stallgeruch Berlusco-
nis losgeworden ist und sich gleichzeitig 
in einer schicksalshaften Stunde als ver-
antwortungsbewusst und politisch ins-
tinktsicher beweisen konnte. Damit wird 
diese Partei auch für Bürger salonfähig, 
die bisher – sich die Nase zuhaltend – Mit-
te-links gewählt haben, weil für sie Berlu-
sconi keine Alternative war.

Niemand sollte ernsthaft mit der Rück-
kehr Berlusconis rechnen. Selbst  Alfano 
tut dies offenbar nicht mehr. Dass er am 
Mittwoch gegen den Rausschmiss des 
77-Jährigen aus dem Senat gestimmt und 
sich sogar zur gemeinsamen Vergangen-
heit bekannt hat, war nichts anderes als 
die vorletzte Ehre, die er seinem politi-
schen Ziehvater erweisen wollte.

Forza Italia fehlt die Kraft
Dass sich Silvio Berlusconi nach dem Aus im Senat als Märtyrer feiern lässt, hält sein politisches 
Ende ebenso wenig auf wie der Versuch der Wiederbelebung von Forza Italia. toMMaso Manzin


